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1. Grund für die Aufstellung des Bebauungsplanes

Anlass:

Der Siedlungsdruck der Großstadt IngoIstadt ist auch in den Umlandgemeinden spürbar. Dem privaten Interesse an wirtschaftlicher bis maximierter Verwertung von Grundeigentum muss das öffentliche Interesse einer geordneten Entwicklung und angemessenen Bedarfsdeckung entgegengesetzt werden. Bei der Abwägung sind im Wesentlichen städtebauliche Argumente anzuwenden.

Ziel:

Leitbild ist der Erhalt des dörflichen Charakters, der wesentlich durch Gebäudetyp und -stellung sowie durch die bauliche Dichte und gute Durchgrünung bestimmt wird und die Erhaltung oder Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse bei möglichst großer Gestaltungsfreiheit des Einzelnen.

Geltungsbereich:

Der Geltungsbereich umfasst einen Teil des unbeplanten Innenbereichs (Flächen nach § 34 BauGB).

2. Andere Planungen

Im Regionalplan ist Böhmfeld als Wohnbaufläche, gemischte Fläche und Sonderbaufläche dargestellt. Böhmfeld hat neben einem Flächennutzungsplan (Rechtskraft 28.08.1984) folgende Bauleitpläne aufgestellt:

	Name
	

	Nr. 2 "Reigl"
	WA

	Nr. 3 "Reigl"
	WA, MD

	Nr. 4 "Stammhamer Weg“
	WA, MI

	Nr. 5 "Bonifatiusstraße"
	WA

	Nr. 6 "Lehenäcker" 
	WA


Für den unbeplanten Ortsbereich fehlen bisher detaillierte Festsetzungen. Die bauliche Entwicklung orientierte sich an den Möglichkeiten des Einzelgrundstücks.

3. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung:

Die Nutzungsarten des Flächennutzungsplanes bleiben unverändert. Bestimmte Nutzungen werden ausgeschlossen, da sie den Zielen nicht entsprechen.

Maß der baulichen Nutzung:

Hier gilt es, eine maßvolle bauliche Entwicklung im Innenbereich zu fördern und eine Übernutzung zu verhindern. Es werden ‑ entsprechend der bestehenden Situation ‑ 3 Dichtebereiche gebildet:



GRZ
GFZ

Bereich 1
(beiderseits des Straßenzuges


Schambacher Straße ‑ Hauptstraße ‑


Gaimersheimer Straße) MD 
0,6
0,7

Bereich 2
(restliches MD‑Gebiet) 
0,5
0,6

Bereich 3
(WA)
0,2
0,3

Die Mindestgröße von Baugrundstücken begrenzt die Teilbarkeit und stellt zusammen mit der zulässigen Anzahl von Wohneinheiten ein weiteres Instrument zur Steuerung des Maßes der Nutzung auf Basis des § 9 BauGB dar.

Die Zahl der Wohneinheiten hängt regelmäßig mit den Möglichkeiten zur Unterbringung der Kraftfahrzeuge zusammen.

Die Begrenzung der Höhe von Gebäuden erfolgt nicht über den Begriff Vollgeschoss, da dieser bei bewegter Topographie durch die Definition nach Art. 2 (5) BayBO ungeeignet erscheint. Das Ortsbild soll auch in der dritten Dimension gewissen Mindestregelungen unterworfen sein. Dazu wird der Begriff „Wandhöhe“ herangezogen und zwar unabhängig von der Aufteilung des Gebäudes im Inneren (siehe Anlage).

Zusätzlich schien es sinnvoll, nur Gebäude „geringer Höhe" im Sinne von Art 2 (3) BayBO zuzulassen. Wenn erforderlich, kann die zulässige Wandhöhe ohne weitere Angaben für jedes Gebäude exakt ermittelt werden.

Die zunehmende Tendenz, tiefe Privatgrundstücke in mehrfache Hinterliegerflächen aufzuteilen und zu überbauen, führt zu

· unverträglich hohen Anteilen der Wohnnutzung gegenüber den im MD zulässigen anderen Nutzungen

· Verlust der innerörtlichen Grünflächen

· unwirtschaftlichen, problembeladenen Privaterschließungen, die nicht den Anforderungen an Erschließungsstraßen genügen (Fahrbahnbreiten, Park- und Wendemöglichkeiten, Wirtschaftlichkeit des Erschließungssystems)

· Störungen der bestehenden Wohnqualitäten

· zusätzlichen Kanalanschlussleitungen im Bereich der Kreisstraßen

· zusätzlichen Zufahrten

· Konflikten mit landwirtschaftlichen Betrieben.

Die Gemeinde ist verpflichtet, mit Hilfe des Instruments der Bauleitplanung eine geordnete bauliche Entwicklung zu gewährleisten. Die gewählten Festsetzungen zum Maß der Nutzung und die Begrenzung der überbaubaren Flächen sind zur Erreichung der ortsplanerischen Ziele notwendig.

Die Tiefenbegrenzung wurde durch die Feststellungen anlässlich einer Ortseinsicht mit der Unteren Bauaufsichtsbehörde als richtig deklariert Für die verbleibenden, nicht bebaubaren Grundstücksteile besteht nach § 34 BauGB ohnehin kein Baurecht. Vereinzelte in der Vergangenheit entstandene, von den definierten Zielen dieser Planung abweichende Bauten, genießen Bestandsschutz. Ihr Anteil ist so gering, dass die Realisierung der Planungsziele noch möglich ist. Durch Anwendung von § 31 und 32 BauGB lassen sich Härten im Einzelfall vermeiden sowie Interpretationsspielräume ausnutzen. Die allgemeine Zulassung einer Bebauung jenseits des 50-Meter-Bereiches würde eine Ausgleichspflicht für die Gemeinde auslösen. Ausgenommen von der Tiefenbegrenzung sind die Gemeinbedarfsflächen, um die spezifischen funktionalen Anforderungen zu berücksichtigen.

Gebäude:

Satteldächer werden gefordert wegen der Einfügung in das Ortsbild. Bei der Dachneigung wurde ein größerer Spielraum gewährt (Übergangsbereich in der Hauslandschaft des nördlichen Oberbayern zum Altmühl‑Jurahaus‑Gebiet). Die Giebelständigkeit wurde für den Bereich gefordert, in dem dieses Charakteristikum prägend ist.

Die weiteren Festsetzungen zur Gestaltung entsprechen wichtigen Regeln der Baukunst und sollen ebenfalls die Einfügung in das Ortsbild sichern.

Überbaubare Grundstücksflächen:

Durch den Bebauungsplan wird geltendes Baurecht berührt, insbesondere die Artikel 6 und 7 der BayBO. Um die Dorfstruktur auch dann erhalten zu können, wenn Ersatzbauten errichtet werden, wird im Dorfgebiet Grenzanbau zugelassen. Dadurch kann auch ein besserer Freiflächenzuschnitt erreicht werden.

Grundstück:

Die Forderung, die Höhenlage des natürlichen Geländes grundsätzlich nicht zu verändern, ist dadurch begründet, dass auch die natürliche Topographie eine erhaltenswerte Qualität darstellt, deren planerische Bewältigung in jedem Fall möglich ist und verlangt werden sollte.

Grünordnung:

Durch Beschränkung der überbaubaren Grundstücksflächen werden Eingriffe in Natur und Landschaft nach § la BauGB soweit wie möglich vermieden und somit das Planungsziel "Erhaltung des dörflichen Charakters" durch Sicherung des proportional erforderlichen Anteils von innerörtlichen Grünflächen gefördert.

Insgesamt wird das vorhandene Baurecht gegenüber dem Bestand nicht erhöht. Somit liegt auch kein ausgleichspflichtiger Eingriff vor.

4. Hinweise

Unter Hinweise" sind gestalterische Anregungen aufgenommen worden. Deren Inhalt und Wichtigkeit wurde im Gemeinderat  unterschiedlich beurteilt, der Verbindlichkeitsgrad wurde von der Festsetzung auf eine Empfehlung herabgestuft.

5. Auswirkungen

Die vorhandenen Infrastruktureinrichtungen sind voraussichtlich für die zugelassene Bebauung ausreichend. Durch erweiterte Möglichkeiten, im Innenbereich zu bauen (seitlicher Grenzanbau), braucht der Bedarf an Bauland nicht in der noch unverbauten Landschaft gedeckt werden. Die zulässige Ausnutzung sichert noch den notwendigen Anteil an innerörtlichen Grünflächen.

Mittelfristig steht ein Besitzerwechsel bei den alten Bauernhöfen an. Es ist zu hoffen ‑ aber auch zu erwarten ‑ dass durch die baurechtlichen Sonderregelungen Nutzungsänderungen von landwirtschaftlichen Gebäuden erleichtert werden und dadurch die Möglichkeit geboten und genutzt wird, diese Gebäude weitgehend zu erhalten. Auch mit Ersatzbauten könnte das alte Ortsbild erhalten, bzw. zeitgemäß weiterentwickelt werden.

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.

Umlagefähige Kosten entstehen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht.

Aufgestellt:

Leibifing, den 25.05.2001
Böhmfeld, den 

Lüling, Dipl.Ing.Architekt
Bürgermeister

Anlage:  Randtext des Bebauungsplans

C) Festsetzungen durch Text

1. Art der baulichen Nutzung

1.1 In den als „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzten Bereichen sind alle allgemein zulässigen baulichen Nutzungen entsprechend § 4 BauGB gestattet.
Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzulässig.


2.2 In den als „Dorfgebiet“ festgesetzten Bereichen sind Gartenbaubetriebe nur ausnahmsweise zulässig. Tankstellen und Vergnügungsstätten sind unzulässig.

2. Maß der Nutzung

2.1 Die in den Baufeldern dargestellten Grundflächen‑ und Geschossflächenzahlen stellen 
die zulässigen Obergrenzen dar.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird nach § 19 BauNVO ermittelt. Dabei wird eine nach Abs. 4 mögliche Überschreitung nicht zugelassen. Entlang der Hofstetter Straße, Gaimersheimer Straße, Hauptstraße, Bonifatiusstraße gilt als Fläche des Baugrundstücks im Sinne von § 19(3) BauNVO die Grundstücksfläche hinter der tatsächlichen Straßengrenze bis zur rückwärtigen Baugrenze oder die Fläche, für die Erschließungsbeiträge veranlagt worden sind. Bei Umnutzungen dürfen die tatsächlich vorhandenen GRZ-Werte erreicht werden.

2. 2 Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird nach § 20 BauNVO ermittelt. Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude zu ermitteln.
Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als in Vollgeschossen werden einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz auf die Geschossflächenzahl angerechnet. Aufenthaltsräume sind gemäß Art. 45 BayBO Räume, die nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind oder nach Lage und Größe dazu benutzt werden können. Die Nutzfläche von Aufenthaltsräumen im Dachraum ist nach Art. 45 (4) BayBO zu ermitteln.

2. 3 Als Mindestgrößen für Baugrundstücke werden festgesetzt:

· Einzelhaus:              500 m²

· Doppelhaushälfte:    250 m²

· Hausgruppen und Gebäude 
mit mehr als 2 Wohneinheiten: n x 250 m² (n = die Zahl der Hauseinheiten)

Für Wohngebäude gilt (max. Zahl d. Wohneinheiten):

je Einzelhaus:
max. 2 WE

je Doppelhaushälfte:
max. 1 WE

je Hauseinheit (bei Hausgruppen):
max. 1 WE

2. 4 Es sind nur Gebäude geringer Höhe im Sinne der BayBO, Art. 2 zulässig. Die maximal zulässige Wandhöhe für die Traufseiten beträgt im Allgemeinen Wohngebiet 6 m, in allen übrigen Bereichen 7 m, gemessen von OK natürliches Gelände bis zum Schnittpunkt Wand / Dachhaut, jeweils außen gemessen.

Die natürliche Geländehöhe ist so definiert:

a) Die Höhenlage der Eckpunkte des Grundstücks sind gegeben und dürfen nicht verändert werden.

b) Die Verbindungslinien dieser Eckpunkte (im Lageplan identisch mit den Grundstücksgrenzen) werden geschnitten mit den Wandebenen des Gebäudes.

c) Die Verbindungslinien der Schnittpunkte ergeben für die jeweilige Wand eine Gerade als natürliche Geländehöhe.

2.5 Bebaute Grundstücke dürfen nur so geteilt werden, dass für alle entstehenden Teilflächen das vor der Teilung zulässige Maß der Nutzung des anrechenbaren Gesamtgrundstückes nicht überschritten wird.

3. Bauweise

3.1 Es wird offene oder geschlossene Bauweise festgesetzt.


3.2 Innerhalb des Dorfgebietes ist offene oder geschlossene Bebauung möglich.
Im Dichtebereich 3 (WA) ist nur offene Bebauung zugelassen.

4. Überbaubare Grundstücksflächen

4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt.

Die Abstandsflächen nach § 6 BayBO sind einzuhalten. Innerhalb der im MD festgesetzten Baufelder darf auch an die seitlichen Grundstücksgrenzen angebaut werden. Wände an 
diesen seitlichen Grundstücksgrenzen sind als Brandwände auszubilden und müssen 
selbständig gegründet sein.

4.2 Vor Garagen ist ein Stauraum von mind. 5 Metern freizuhalten, der zur öffentlichen Verkehrsfläche nicht eingezäunt werden darf.

4.3 Umnutzungen bestehender landwirtschaftlicher Gebäude sind auch außerhalb der Baugrenzen im Rahmen der sonstigen Festsetzungen möglich.

5. Grundstück

5.1 Die Höhenlage des natürlichen Geländes darf grundsätzlich nicht verändert werden.


5.2 
Die Flächen dürfen nur In einem unumgänglichen Maß versiegelt werden. Stellplätze und Ihre Zufahrten sind mit einem versickerungsfähigen Belag zu versehen.


5.3 Hausdrainagen dürfen nicht an das Kanalnetz angeschlossen werden.

6. Gebäude

6.1 Grundform der Dächer von Haupt‑ und Nebengebäuden einschl. Garagen ist das symmetrische 
Satteldach mit einer Dachneigung von mindestens 18° höchstens jedoch 42°. 
Entlang der Schambacher Straße, Hauptstraße und Gaimersheimer Straße sind im Bereich 
des Dorfgebietes die Wohnhäuser giebelständig zur Straße zu errichten.


6.2 
Dachgauben sind erst ab 30° Dachneigung zulässig. Der First von Zwerchgiebeln muss mind. 50 cm niedriger als der First des Hauptgebäudes sein. 
Die Summe der Dachgaubenbreiten darf höchstens 1/3 der Gebäudelänge betragen.


6.3 
Dacheinschnitte sind unzulässig. Die Dachüberstände sind auf max. 50 cm begrenzt. Schräg angeschnittene oder verlaufende Trauten sind unzulässig.


6.4 Innerhalb des Dorfgebietes sind eingezogene Loggien unzulässig.


6.5 
Außenwände sind zu verputzen oder mit Holz zu verschalen. Der Putz ist bis zum Boden zu führen.

E) Hinweise durch Text

Allgemeine Hinweise:

· Gesamtgröße des Geltungsbereiches ca. 6,33 ha


· Zeichnerische Darstellung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet. Abweichungen bei der Vermessung im Gelände sind möglich (Grundlage ist ein 1997 digitalisierter Katasterplan).

Begriffserläuterungen:

· Baufeld ist die durch Baugrenzen eingeschlossene bebaubare Grundstücksfläche.

· Doppelhaus im Sinne dieser Satzung ist ein Wohngebäude mit 2 Wohneinheiten.

Gebäude:

· Reihenhäuser sollen auch in hängigem Gelände eine durchgehende Firstlinie aufweisen. In kurzen Abständen abgetreppte Dächer wirken kleinteilig und sind dorfuntypisch.


· Hauptgebäude sollen auf rechteckigem Grundriss errichtet werden. Der First soll parallel zur längeren Gebäudeseite verlaufen.


· Gemusterte und dekorative Putze sollen nicht verwendet werden.

Freiflächen:

· Je angefangene 100 qm Neuversiegelung soll ein Baum nachstehender Pflanzliste gepflanzt werden.


· Bäume und Sträucher sollen ebenfalls aus nachstehender Pflanzliste ausgewählt werden.


· Bestehende Obstbaumgruppen sollen möglichst erhalten werden. Neue Baukörper sollten so eingefügt werden, dass die vorhandenen Vegetationsflächen möglichst wenig beeinträchtigt werden.


· Bei der Umgestaltung von bestehenden Gehöften sollte eine Reduzierung der versiegelten Flächen angestrebt werden. Bei großen fensterlosen Flächen wird eine Begrünung mit Selbstklimmern oder rankenden Pflanzen empfohlen.


· Zu den öffentlichen Flächen sollen Einfriedungen als senkrechte Lattenzäune ohne durchgehende Sockel ausgeführt werden.

Wasserwirtschaft:

· Unbelastetes Oberflächenwasser soll auf dem Grundstück versickert oder als Brauchwasser genutzt werden. Bei nicht ausreichender Versickerungsfähigkeit oder alternativ sind Zisternen zur Rückhaltung möglich. Je 50 m² Fläche soll 1 m³ Stauraum vorgesehen werden.


· Es dürfen keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies ist vor allem im Bauzustand zu beachten.


· Keller sollten wasserdicht ausgeführt werden.


· Die Schutzgebietsverordnung vom 03.09.1993 ist zu beachten. Insbes. wird auf die Punkte 3.6, 3.10, 4.3, 4.4, 4,12, 5.1 und 5.2 hingewiesen (Einsichtsmöglichkeit bei der Gemeinde).

Stromversorgung:

· Beim Pflanzen von Bäumen im Bereich von Kabeltrassen ist die DIN 1998 einzuhalten.

Pflanzliste ‑ Baumpflanzungen

Die Pflanzungen sollen mit einheimischen standortgerechten Arten erfolgen, Die Artenauswahl orientiert sich an der potentiell‑natürlichen Vegetation.

Obstbäume (Hochstämme): regionaltypische traditionelle Obstbaumsorten, z.B.:

‑Walnuss

‑Apfel z.B. Boskop, Weltinger Taubenapfel, Herrenhut

‑Kirschen z.B. Hedelfinger Riesen, Schwarzer Knorpel, Prinzesskirsche

‑Zwetschgen z.B. Hauszwetschgen, Bühler Zwetschge, Schöneberger Zwetschge

‑Birnen z.B. Alexander Lukas, Österreichische Wasserbirne

überwiegend Großbäume:

als Straßenbäume, z.B.:

 ‑Straßenesche (Fraxinus excelsior "Westhofs Glorie")

‑Stadtlinde (Tilia cordata "Greenspire")

‑Spitzahorn (Acer platanoides)

als Hausbäume:

‑Gemeine Esche (Fraxinus excelsior)

‑Winterlinde (Tilia cordata)

‑Traubeneiche (Quercus petraea)

‑Stieleiche (Quercus robur)

‑Walnuss (Juglans regia)

Kleinere Bäume (Laubbäume):

in den Gärten z.B.

 ‑Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

‑Feldahorn (Acer campestre)

‑Baumhasel (Corylus colurna)

‑Mehlbeere (Sorbus intermedia

‑Apfeldorn (Crataegus lavallei)

‑Rotdorn (Crataegus laevigata)

und auch Obstbäume

Pflanzliste ‑ Strauchpflanzungen

Die Pflanzungen sollen mit einheimischen standortgerechten Arten erfolgen. Die Auswahl orientiert sich an der potentiell-natürlichen Vegetation.

z.B.

‑Schlehe (Prunus spinosa)

‑Zwergliguster (Ligustrum vulgare lodense)

‑Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

‑Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)

‑Gemeine Schneeball (Viburnum opulus)

‑Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

‑Hainbuche (Caprinus betulus)

‑Feldahorn (Acer campestre)

‑Hasel (Corylus avellana)

‑Weißdorn (Cartaegus monogyna)

‑Weißdorn (Cartaeguy laevigata)

‑Kreuzdorn (Rhamnus catharticus)

‑Kriechende Rose (Rosa arvensis)

‑Gemeine Waldrebe (Clematis vitalba)

und weitere heimische Gehölze. 

Für größere ungegliederte und fensterlose Wandabschnitte wird eine Fassadenbegrünung mit Selbstklimmern oder Gerüstkletterpflanzen vorgeschlagen.

(Fehler bei der digitalen Erfassung des Textes sind nicht ausgeschlossen; Verbindlichkeit haben nur die Originale, die Sie in der Gemeindeverwaltung einsehen können; Ad.)

